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Trend der Treibhausgasemissionen 1990-2024 

Quelle: Umweltbundesamt (2026) 
https://www.umweltbundesamt.at/klima/treibhausgase 

Die nachstehende Abbildung zeigt den Anteil der jeweiligen Sektoren an den 
Gesamttreibhausgasemissionen. Die größten Verursacher sind die Sektoren Energie und 
Industrie sowie Verkehr, gefolgt von Landwirtschaft und Gebäuden. Von 2022 bis 2024 
zeigte sich ein rückläufiger Trend in allen Sektoren. 

Anteil der Sektoren an den gesamten Treibhausgasemissionen 1990-2024 (inklusive 
Emissionshandel) und Änderung der Emissionen zwischen 1990 und 2024. 

 



 

6 von 232 Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan 

Quelle: Umweltbundesamt (2026) 
https://www.umweltbundesamt.at/klima/treibhausgase 

Eine rasche Dekarbonisierung ist auch eine notwendige Antwort auf geopolitische 
Herausforderungen. Im Zuge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine kam es zu 
einem Angebotsschock bei fossilen Energieträgern beginnend mit Erdgas, der zu 
exorbitanten Preissteigerungen und letztendlich zu einer schwerwiegenden Energie- und 
in weiterer Folge Wirtschaftskrise führte. 2026 führte der Konflikt im Nahen und Mittleren 
Osten erneut zu einem fossilen Angebotsschock, mit weitreichenden Folgen auf die 
globale Versorgungssicherheit. Nicht nur aus Klimaschutzsicht, aber auch zur Erhöhung 
der Resilienz, sind wirkungsvolle Schritte unerlässlich, die auf eine rasche 
Dekarbonisierung des Energiesystems, Effizienzverbesserung und Diversifizierung der 
Versorgung abzielen. Begleitende Maßnahmen, die eine Deckung von Energie- und 
Mobilitätsbedürfnissen ermöglichen, müssen im Sinne eines gerechten Übergangs immer 
auch sozial ausgleichend wirken. 

Die Umsetzung des Übergangs hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft und Gesellschaft 
erfordert eine aktive Transformationspolitik. Dazu gehört die Betrachtung sektoraler und 
regionaler Betroffenheiten auf Ebene von Haushalten und Unternehmen. 

Nach aktuellen Schätzungen ist der Investitionsbedarf für Maßnahmen zu Klimaschutz und 
Klimawandelanpassung erheblich: Am höchsten ist er im Energiebereich (35% der 
Gesamtinvestitionen), gefolgt von Gebäude (28%), Mobilität (28%) und Industrie (8%). 
Diese Investitionen bieten aber auch Chancen für neue Geschäftszweige und produktive 
Wertschöpfungsketten. So haben etwa umweltrelevante Investitionen in die thermische 
Sanierung positive Effekte auf Nachfrage und Wertschöpfung im Gebäudebereich (WIFO 
2024). Ebenso weisen Sektoren im Bereich der Kreislaufwirtschaft, Digitalisierung und 
Erneuerbarer Energien hohes Potential zur Schaffung neuer Arbeitsplätze mit hohen 
Qualifikationsanforderungen (WIFO, ABIF 2023). 

Österreich hat mit der ökosozialen Steuerreform 2022 einen nationalen CO2-Preis 
eingeführt. Der Preis ist gesetzlich festgelegt und beträgt aktuell EUR 55/t CO2e. Der Preis 
umfasst Treibhausgasemissionen, die durch die energetische Verwendung von fossilen 
Energieträgern in den sogenannten Non-ETS Sektoren (Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, 
Abfallwirtschaft und kleine Industrieanlagen) verursacht werden. Mit Einführung des ETS 2 
ab 2028 wird das nationale vom unionsrechtlichen System abgelöst. Mit diesem Übergang 
wird von einer gesetzlich vorgegebenen Preishöhe auf einen marktbasierten Preis 
umgestellt, der durch Angebot und Nachfrage nach ETS 2 Zertifikaten gebildet wird. Die 
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Investition I2: Emissionsfreie Nutzfahrzeuge für Kleinstunternehmen (ENKU) 

Investition I3: Rad- und Fußverkehrsinfrastruktur 

1.1.3 Ziele der Maßnahmen und Investitionen 

Die Ziele der Investitionen werden in Kapitel 2 detailliert dargestellt. 
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1.1.4 Tabellarische Übersicht (wird zu einem späteren Zeitpunkt ergänzt) 

 

Sektor 

Gesamtkosten KSF National 

Transfer aus 
Programmen der 

geteilten 
Mittelverwaltung 

Geschätzte Auswirkung der Investitionen 

Euro % Euro % Euro % Euro % 

Reduktion 
benach-
teiligter 

Haushalte 

Reduktion 
energie-armer 

Haushalte 

Reduktion 
benach-
teiligter 

Transport-
nutzer 

Reduktion 
transport-

armer 
Haushalte 

Reduktion 
benach-
teiligter 

Kleinstunter-
nehmen 

Reduktion CO2-
Emissionen (kt 

CO2) 

Gebäude 465.880.000 60% 349.410.000 75% 116.470.000 25% n/a n/a 
  

n/a n/a n/a xx 

Verkehr 293.336.000 38% 220.002.000 75% 73.334.000 25% n/a n/a n/a n/a 
   

xx 

Technische 
Hilfe 

11.172.439 2% 8.379.329 75% 2.793.110 25% n/a n/a n/a n/a n/a n/a n/a n/a 

Gesamt 770.388.439 100% 577.791.329 75% 192.597.110 25% n/a n/a 
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1.3 Öffentliches Konsultationsverfahren 

Allgemeines 

Die öffentliche Konsultation wurde als Onlineumfrage durchgeführt und war im Zeitraum 
vom 13. Mai bis 3. Juni 2025 für Einmeldungen geöffnet. Ein breiter Adressatenkreis 
wurde per E-Mail zur Teilnahme aufgerufen. Der Aufruf wurde zudem auf der Website des 
Bundesministeriums für Finanzen (BMF) veröffentlicht, um eine breite Sichtbarkeit 
sicherzustellen. Damit sollte gewährleistet werden, dass sowohl Organisationen als auch 
Einzelpersonen von der Möglichkeit zur Stellungnahme erfahren konnten. 

An der öffentlichen Konsultation haben insgesamt 66 Organisationen und Einzelpersonen 
teilgenommen. Davon kamen 22 Beiträge aus dem staatlichen bzw. öffentlichen Sektor, 
während 25 Organisationen aus dem Bereich der NGOs und Zivilgesellschaft vertreten 
waren. Zusätzlich beteiligten sich 7 Akteure aus Wissenschaft und Forschung sowie 2 
Vertreter aus der Privatwirtschaft. Ergänzt wurde die Konsultation durch 5 Privatpersonen 
und weitere 5 Beiträge aus sonstigen Bereichen, darunter auch Sozialpartner. 

Eine weitere Konsultation auf Basis des Planentwurfs ist für Sommer 2026 vorgesehen. 

Energiearmut 

Energiearmut: Betroffenheit 

Im Rahmen der Konsultation identifizierten die Teilnehmenden verschiedene Gruppen, die 
besonders von Energiearmut betroffen seien und im österreichischen Klima-Sozialplan 
berücksichtigt werden sollten. Haushalte mit geringen Einkommen und insbesondere 
Migrant:innen, Alleinerziehende, Familien und Mindestpensionist:innen wurden mehrfach 
als betroffene Gruppen genannt. Menschen mit Behinderungen seien, gemäß einiger 
Einmeldungen, nicht nur von monetärer Energiearmut betroffen, sondern haben auch 
spezifische Bedürfnisse, die besondere Unterstützung erfordern. Darüber hinaus betonten 
Teilnehmende, dass Familien, Alleinerziehende und ältere Menschen oft höhere 
Energiebedürfnisse haben bzw. finanziell benachteiligt seien, was sie ebenfalls anfälliger 
für Energiearmut mache.  

Energiearmut: Faktoren von Energiearmut, die im Klima-Sozialplan besonders adressiert 
werden sollten 
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In den Rückmeldungen zu Energiearmut werden vor allem drei zentrale Faktoren 
wiederholt durch die Teilnehmenden genannt: hohe Energiekosten, unzureichende 
Energieeffizienz von Wohngebäuden und niedriges Einkommen bzw. zu wenig verfügbare 
Mittel, um die Energiekosten und notwendigen Sanierungen zu stemmen. Häufig werden 
zudem unzureichendes Wissen zu und Information über energiesparendes Verhalten und 
bestehende Förderangebote als problematisch beschrieben. Zusammenfassend zeigen die 
Rückmeldungen der Teilnehmenden, dass Energiearmut als eine multidimensionale 
Herausforderung wahrgenommen wird. 

Energiearmut: Reformen 

Es wurden verschiedene Reformvorschläge durch die Teilnehmenden eingebracht, die 
darauf abzielen, Energiearmut zu bekämpfen und die negativen Auswirkungen des neuen 
Emissionshandels (EU-ETS 2) auf benachteiligte Personengruppen zu mildern, ohne dabei 
die Erreichung der Klimaziele der Europäischen Union zu gefährden. Regulatorische 
Lösungen für das sog. Mieter-Vermieter-Dilemma im Zusammenhang mit thermischer 
Sanierung und Heizungstausch sind gemäß vieler Einmeldungen zentral. Weitere 
Vorschläge umfassen Maßnahmen zu Einkommensteigerung für Geringverdiener:innen, 
Preiseingriffe um die finanzielle Belastung durch Energiekosten zu reduzieren, 
Energietarifmodelle, Konsumentinnen:rechte, Wohnrechtsreformen.  

Energiearmut: Investitionen 

Die genannten Investitionen zur Bekämpfung von Energiearmut und zur Milderung der 
Auswirkungen ETS 2 sind vielfältig. Die Förderung von thermischen 
Sanierungsmaßnahmen sowie Heizungstausch wurden in den meisten 
Konsultationsbeiträgen genannt. Einige Beiträge führen zudem explizit Sanierungen im 
mehrgeschossigen Wohnbau an. Weitere Investitionen, die mehrfach genannt wurden 
inkludieren Heizkostenzuschüsse, geförderter Gerätetausch und Energieberatung. 

Mobilitätsarmut 

Mobilitätsarmut: Betroffenheit 

Zur Mobilitätsarmutsbetroffenheit von Personengruppen zeichnet die Konsultation ein 
vielschichtiges Bild. Besonders häufig genannt werden Menschen mit geringem oder 
instabilem Einkommen, etwa Alleinerziehende, Mindestpensionist:innen, 
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definiert als höchstens 70% der medianen äquivalisierten Energiekosten), 

oder 

c) Haushalte mit einem Energiekostenanteil über 10% und 15% des 

Haushaltseinkommens; oder 

2. subjektive Indikatoren: 

a) Haushalte, die die Wohnräume nicht angemessen warmhalten können, 

oder 

b) Haushalte, die Zahlungsrückstände bei Wohnnebenkosten wie Strom oder 

Heizung haben, oder 

3. ergänzende Indikatoren: 

a) Haushalte mit Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle, deren 

Wohnräume von schlechter Bausubstanz gekennzeichnet sind (Probleme 

durch feuchte Wände oder Fußböden, Fäulnis in Fensterrahmen oder 

Fußböden, undichtes Dach), 

b) Strom-, Gas- oder Fernwärmepreise für Haushaltskundinnen und 

Haushaltskunden oder 

c) Endenergieverbrauch nach Einkommensquantilen. 

(2) Aus den Indikatoren gemäß Abs. 1 Z 1 lit. a, Z 2 lit. a und b, sowie Z 3 lit. a ist ein 

Gesamtindikator zu berechnen. 

(3) Die Indikatoren gemäß Abs. 1 und Abs. 2 sowie das in Abs. 1 Z 1 lit. a, b und c 

festgelegte Verhältnis der Energiekosten am Haushaltseinkommen und an den 

medianen äquivalisierten Energiekosten können unter Berücksichtigung des 

Berichtes der Koordinierungsstelle zur Bekämpfung von Energiearmut gemäß § 40 

Abs. 3 Z 7 lit. b des Bundes-Energieeffizienzgesetzes (EEffG), BGBl. I Nr. 72/2014, 

neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse, Entwicklungen auf Ebene der Europäischen 

Union sowie neu verfügbarer Datenquellen nach Anhörung der 

Regulierungsbehörde E-���}�v�š�Œ�}�o���µ�v���������Œ�����µ�v�����•���v�•�š���o�š���c�^�š���š�]�•�š�]�l���P�•�š���Œ�Œ���]���Z�^�����µ�Œ���Z��

Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft, Energie und Tourismus im 

Einvernehmen mit der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz angepasst und ergänzt werden. 

Alle Bestimmungen des Gesetzes traten vollumfänglich mit 1.4.2026 in Kraft und bilden 
die Grundlage für die Definition von Zielgruppen für Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Energiearmut und für Förderungen klimarelevanter Investitionen in Österreich und im 
Kontext des Klima-Sozialplans für Investitionen zur Adressierung von Energiearmut. 
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Statistik Austria jene Bezirke definiert, in welchen mehr als 50% der Bevölkerung in Lagen 
mit ÖV-Güteklasse F oder geringer lebt.  

Das bedeutet, dass ein Wohnort mit ÖV-Güteklasse F mehr als 500m von der nächsten 
Haltestelle mit einem Durchschnittsintervall von 20-40 Minuten entfernt liegt. 

Diese, in Bezug auf die durchschnittlichen Intervalle in Österreich strenge, Grenze wurde 
gewählt, um die Anforderungen abzubilden, die der öffentliche Verkehr abdecken muss, 
wenn er zur Erfüllung aller Funktionen der Daseinsvorsorge von allen Mitgliedern der 
Gesellschaft (Älteren Personen, Alleinerziehenden, Familien mit mehr als drei Kindern) 
genutzt werden soll. Auch erlaubt das Intervall keine Aussagen zur Wegzeit pro Tag, die 
insbesondere in peripheren Gebieten mit dem ÖV sehr lang werden kann. 

Karte der benachteiligten Verkehrsteilnehmenden Mobilitätsarmut  

Die Bezirke mit überdurchschnittlicher Mobilitätsarmut liegen im ländlichen Raum, meist 
abseits der hochrangigen Schieneninfrastruktur, z.B. in den Grenzregionen, aber auch in 
den alpinen Regionen, die weiter von den Agglomerationszentren entfernt sind. Zu diesen 
Bezirken zählen das Waldviertel, die Bezirke Lilienfeld, Neunkirchen und Wiener Neustadt 
Land, das Innviertel, sowie die Bezirke Gmunden und Kirchdorf, die Bezirke Weiz, 
Voitsberg, Deutschlandsberg und Leibnitz sowie Murau, Tamsweg, Hermagor und Osttirol 
sowie Kitzbühel, Landeck und Reutte. Darüber hinaus gibt es überdurchschnittlich stark 
mobilitätsarmutsbetroffene Gemeinden in Vorarlberg abseits der Ballungsräume, in Tirol 
in den Bezirken Imst, Innsbruck Land, Schwaz und Kufstein, in Salzburg im Bezirk Sankt 
Johann im Pongau, in der Obersteiermark bzw. Frohnleiten in Graz-Umgebung sowie in 
Niederösterreich in den Bezirken Mistelbach und Gänserndorf, sowie in den Gemeinden 
Petronell-Carnuntum, aber auch Rohrbach bei Mattersburg im Burgenland. 

Die nachstehende Abbildung zeigt Ergebnisse der Erhebung. 
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Mobilitätsarmutsbetroffene 

In Österreich sind rund 14% der Bevölkerung oder 1.288.000 Personen armutsgefährdet. 
Von Mobilitätsarmut betroffen sind jene Personengruppen, die überdurchschnittlich stark 
armutsgefährdet sind und welchen keine kostengünstigen Verkehrsmittel zur Verfügung 
haben. Aufgrund ihrer geringen Einkommen und der hohen Pkw-Erhaltungskosten sind 
diese auf aktive Mobilität bzw. kostengünstige Verkehrsmittel angewiesen, um ihre 
täglichen Ziele zu erreichen. Zu den Haushalttypen mit mehr als doppelt so hoher 
Armutsgefährdungsquote gehören alleinlebende Frauen in Pension, Ein-Eltern-Haushalte, 
Mehrpersonenhaushalte mit mehr als drei Kindern, Personen mit nicht EU/EFTA-
Migrationshintergrund und Personen die länger als 6 Monate arbeitslos sind. Nicht in der 
Tabelle dargestellt sind Menschen mit psychischen oder physischen Einschränkungen. Ihre 
Einkommenssituation bzw. Armutsbetroffenheit ist sehr individuell abhängig von ihren 
Einschränkungen und variiert stark zwischen 14,5% (etwas eingeschränkt) bis 24,3% (stark 
eingeschränkt). 

Tabelle: Haushaltstypen mit hoher Armutsgefährdung 
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Quelle: Projekt FLADEMO (2022) auf Basis von Österreich Unterwegs 2013/2014 

Mobilitätsmuster nach Raumtyp 

Eine Auswertung zu Mobilitätsmustern nach Raumtyp liegt aus der Niederösterreichischen 
Mobilitätserhebung 2018 vor. Die Auswertung verdeutlicht einen negativen 
Zusammenhang zwischen dem ländlichen Charakter einer Gemeinde und dem Anteil der 
zu Fuß zurückgelegten Wege: Je ländlicher eine Gemeinde strukturiert ist, desto geringer 
fällt der Fußwegeanteil aus. In städtischen Gemeinden in Niederösterreich werden 17% 
der Wege zu Fuß zurückgelegt, in ländlichen Gemeinden sind es nur noch 12%. Dies gilt 
auch für den Anteil der mit dem Fahrrad zurück gelegten Wege, der mit 9% in städtischen 
Gemeinden am höchsten ist, während er in ländlichen Gemeinden bei 4% liegt. 
Entsprechen höher ist damit der Anteil der mit dem Pkw zurückgelegten Wege. Auffallend 
ist, dass in den ländlich geprägten Gemeinden, der Anteil der Wege mit dem öffentlichen 
Verkehr seit dem Jahr 2008 um 3%-Punkte gestiegen ist und nun bei 15% der Wege liegt. 
In städtischen Gebieten war so gut wie keine Änderung zu beobachten. 

Der öffentliche Verkehr wird in Österreich für Ausbildungswege (Schüler:innen) und fast in 
gleichem Maß für den Weg zur Arbeit genutzt.  

Ältere, alleinlebende Frauen über 64 Jahre 
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Verfügbarkeit dieser Haushalte überdurchschnittlich hoch. Zumeist wird der Pkw vom 
Hauptverdienenden für den Weg zum Arbeitsplatz genutzt, während der andere Elternteil 
die täglichen Betreuungs- und Versorgungswege ohne Pkw zurücklegt. 

Arbeitslose / Arbeitssuchende 

Der öffentliche Verkehr ist als alternatives Verkehrsmittel insbesondere für längere 
Distanzen von Bedeutung, welches die Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen und damit die 
Teilhabe am Erwerbsleben gewährleistet. Für geringverdienende Personen ohne 
ausreichende ÖV-Versorgung, steigt demgegenüber die Abhängigkeit vom Pkw stark an.  

So kommt eine Studie für das Arbeitsmarktservice (AMS) Kärnten zum Schluss, dass die 
verfügbaren Verkehrsmittel einen bedeutenden Einfluss auf die Integration von 
arbeitslosen Personen in den Arbeitsmarkt haben. Personen ohne Führerschein oder 
privatem Pkw sind durchschnittlich länger arbeitslos bzw. müssen Personen, die länger 
ohne Einkünfte sind, auf den Pkw verzichten. Auch die Verfügbarkeit von öffentlichen 
Verkehrsangeboten beeinflusst die Dauer der Arbeitslosigkeit. Je weiter der Wohnort von 
der nächsten ÖV-Haltestelle entfernt ist, umso länger dauert die Arbeitslosigkeit. 

Auch junge Erwachsene, die noch keine Anstellung und auch keinen eigenen Pkw besitzen 
sind überdurchschnittlich betroffen: In Kärnten verfügen AMS-Kund:innen unter 25 Jahren 
im Schnitt deutlich öfter über keinen privaten PKW und/oder Führerschein B (48% ohne 
privaten PKW und Führerschein B, im Vergleich zu 25% bei 25- bis 49-Jährigen bzw. 19% 
bei über 49-Jährigen).  

Insbesondere die Bevölkerung mit niedrigem mittlerem Einkommen ist oft in Branchen 
mit instabilen, d.h. stark wechselnden, Arbeitsverhältnissen beschäftigt und daher auf die 
Erreichbarkeit einer Vielzahl an Arbeitsplätzen angewiesen. 
 

Methode zur Berechnung von mobilitätsarmen Haushalten und benachteiligten 
Verkehrsnutzer:innen 

Zur Berechnung der mobilitätsarmutsbetroffenen Haushalte und benachteiligten 
Verkehrsteilnehmer:innen wurde folgende Methode angewandt: 

Die Berechnung basiert auf der räumlichen Abgrenzung jener Bezirke und Gemeinden, die 
als überdurchschnittlich von Mobilitätsarmut bzw. Verkehrsbenachteiligung betroffen 
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Kleinstunternehmen als benachteiligt im Sinne des Artikel 2 Abs. 11 der Verordnung zum 
Klima-Sozialfonds. 

1.5 Voraussichtliche Auswirkungen auf benachteiligte Gruppen 

Kontextindikatoren  

1. Anzahl der benachteiligten Haushalte 868.900 

2. Anzahl der von Energiearmut betroffenen Haushalte 517.000 

18. Anzahl der benachteiligten Verkehrsnutzer 865.000 

19. Anzahl der von Mobilitätsarmut betroffenen Haushalte 220.000 

32. Anzahl der benachteiligten Kleinstunternehmen 132.000 

 

Betroffenheit durch die CO2-Bepreisung 

Die folgenden Darstellungen zur äquivalisierten Effekte durch den CO2-Preis basieren auf 
eigenen Berechnungen auf Grundlage der Konsumerhebung 2019/2020 von Statistik 
Austria sowie Modelloutputs aus dem Umweltbundesamt IO Modell (MIO-ES). In 
Anlehnung an das methodische Vorgehen einer Analyse des Budgetdiensts (2022) wurden 
direkte als auch indirekte Effekte durch den CO2-Preispfad auf Haushalte geschätzt: 

Direkte Effekte: Zur Ermittlung der Kosten aus dem direkten Konsum fossiler Energieträger 
wurde der äquivalisierte Haushaltskonsum von Gas, Heizöl, Benzin und Diesel aus der 
Konsumerhebung mit den Energieverbrauchsentwicklungen eines entsprechenden 
Modell-Szenarios fortgeschrieben und so die Mehrbelastung des CO2-Preispfades (inkl. 20 
% USt.) geschätzt. 

Indirekte Effekte: Der weitere Konsum gem. Konsumerhebung wurde mit der modellierten 
VPI-Differenz durch den CO2-Preispfad multipliziert, um so die indirekten Kosten der CO2-
Bepreisung über andere Konsumgüter abzuschätzen. 

Die resultierenden Kosten werden nach Einkommensquintilen sowie Siedlungsstrukturen 
(städtisch, intermediär, ländlich) differenziert dargestellt, um verteilungs- und 
regionalpolitische Unterschiede zu beleuchten. 
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Österreich hat seit dem Jahr 2022 bereits eine nationale CO2-Bepreisung (NEHG 2022) mit 
einem ansteigenden Preispfad. Der Zertifikatspreis beträgt im Jahr 2025 55 Euro/tCO2e 
und bleibt bis zur Überführung des nationalen Systems in das EU-ETS 2 auf diesem Niveau 
bestehen. Aufgrund der Preisannahme 2028 von 50 Euro/tCO2e im Hauptszenario gemäß 
Artikel 6 Absatz 6 KSF-VO wäre daher die Überführung des nationalen Systems in das EU-
ETS 2 keine zusätzliche Belastung.  

Die folgende Grafik veranschaulicht die Auswirkungen eines ansteigenden CO2-Preispfads 
auf die durchschnittliche jährliche Pro-Kopf-Kosten privater Haushalte in Euro. Im 
Hauptszenario wurde für 2026 und 2027 ein nationaler CO2-Preis von 55 Euro aus dem 
NEHG hinterlegt, während ab 2028 der von der EK empfohlene Preispfad für ETS 2 
angenommen wurde. 

 
Quellen: BMLUK/UBA; eigene Berechnungen auf Basis der Konsumerhebung 2019/2020 

 Euro/tCO2 

2027 55 

2028 50 

2029 55 

2030 60 

2031 60 
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Einkommens ausmachen. Ohne gezielte Kompensationsmaßnahmen entfaltet die CO2-
Bepreisung daher eine regressive Wirkung. 

 

Quellen: BMLUK/UBA; eigene Berechnungen auf Basis der Konsumerhebung 2019/2020 

  
Quellen: BMLUK/UBA; eigene Berechnungen auf Basis der Konsumerhebung 2019/2020 

Benachteiligte Haushalte 
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Diese Ergebnisse sind eine wesentliche Grundlage zur Definition und Bemessung 
benachteiligter Haushalte im Sinne des Art. 2 Z10 KSF-VO, die energiearm sind oder 
besonders stark von den Preisauswirkungen der Aufnahme der Treibhausgasemissionen 
von Gebäuden in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/87/EG betroffen sind und 
denen die Mittel für eine Renovierung des Gebäudes, das sie bewohnen, fehlen. 
Haushalte, die den untersten Einkommensschichten angehören, sind am stärksten von 
den Auswirkungen betroffen (zur Definition sh. Kapitel 1.4). 

Betroffenheit durch ETS 2 nach Siedlungsstruktur 

Die nachstehende Abbildung zeigt die durchschnittliche jährliche direkte Pro-Kopf-
Belastung durch den ETS 2 Preis im Jahr 2028, differenziert nach Siedlungsstruktur 
(städtisch, intermediär und ländlich). 

  
Quellen: BMLUK/UBA; eigene Berechnungen auf Basis der Konsumerhebung 2019/2020 

Es zeigen sich regionale Unterschiede in der durchschnittlichen direkten CO2-bedingten 
Betroffenheit, die auf unterschiedliche Energieverbrauchsmuster zurückzuführen sind. 
Während in städtischen Gebieten der Anteil von Gasverbrauch höher ausfällt, ist in 
ländlichen Regionen vor allem der Verbrauch von Heizöl und Diesel deutlich höher. 

Benachteiligte Verkehrsteilnehmer:innen 
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werden. Der Nachweis über diese zweckmäßige Verwendung wird von den 
Betreiber:innen mittels einer verbindlichen Selbsterklärung erbracht. 

 

Durchführungsweise 

Zuständiges Ministerium ist das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- 
und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft (BMLUK). Die Abwicklung der 
Förderung erfolgt über die gesetzlich festgelegte Abwicklungsstelle für 
Umweltförderungen (KPC). 

Die Antragstellung muss vor der ersten rechtsverbindlichen Bestellung von Leistungen 
(ausgenommen Planungsleistungen) erfolgen. Sie erfolgt unmittelbar auf der 
Einreichplattform der Abwicklungsstelle. 

Die Antragstellung erfolgt durch Intermediäre, die die Vorteile der Förderung an die 
Zielgruppe weitergeben 

Erläuterung, wie mit der Maßnahme oder Investition gegen geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten vorgegangen werden soll 

Die Maßnahme fördert Gebäude für Schutzbedürftige, unabhängig vom Geschlecht. 
Erfahrungsgemäß können jedoch Gebäude für schutzbedürftige Personen auch 
geschlechterspezifisch ausgerichtet sein (zum Beispiel Frauenhäuser, Mutter-Kind-
Zentren,...). 

Zeitplan der Maßnahme oder Investition 

Die Investition wird von Q1/2027 bis Q2/2032 umgesetzt 

2.1.2.1.2 Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen 

Bei der Investition I1 handelt es sich gemäß den Technischen Leitlinien zu DNSH im 
Rahmen des Klima-Sozialfonds C(2025)880 um Tätigkeiten der Kategorien B3 

�c�Z���v�}�À�]���Œ�µ�v�P���Ì�µ�Œ���s���Œ�����•�•���Œ�µ�v�P�������Œ�����v���Œ�P�]�����(�(�]�Ì�]���v�Ì�������•�š���Z���v�����Œ���'�������µ�����^ oder für den 
Fall dass eine Umstellung der Heizungssysteme auf erneuerbare Energieträger 
durchgeführt wird auch um ���ò���c�/�v�•�š���o�o���š�]�}�v�U���t���Œ�š�µ�v�P���µ�v�����Z���‰���Œ���š�µ�Œ���À�}�v�����µ�•�Œ�º�•�š�µ�v�P���v���(�º�Œ��
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zu erfassen. Anhand der verfügbaren Informationen ist eine Einstufung gemäß 
Art. 26 Energieeffizienz-Richtlinie möglich. 

b) Fernwärmesysteme mit zumindest 90 % Energie aus erneuerbaren Quellen, sind 
in der Datenbank qm-Heizwerke gelistet und damit in der Datenbank der 
Abwicklungsstelle abrufbar. 

Sollte ein Fernwärmesystem weder Punkt 1 noch Punkt 2 erfüllen, ist bei Antragstellung 
ein Nachweis des Netzbetreibers über die Brennstoffzusammensetzung vorzulegen und 
eine Einstufung gemäß Art. 26 Energieeffizienz-Richtlinie vorzunehmen. 

Anpassung an den Klimawandel: Ist davon auszugehen, dass die Tätigkeit oder der 
Vermögenswert die nachteiligen Auswirkungen des derzeitigen Klimas und des erwarteten 
künftigen Klimas auf die Maßnahme selbst oder auf Menschen, Natur oder 
Vermögenswerte verstärkt? 

Nein. Investitionen in thermische Sanierungen oder Umstellungen der Heizungssysteme 
auf erneuerbare Energieträger oder effiziente Fernwärme verstärken die nachteiligen 
Auswirkungen des derzeitigen Klimas und des erwarteten künftigen Klimas nicht. 

Bei Renovierungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen größer 2.000 m² ist eine 

Analyse der Überhitzung im Sommer oder ein Nachweis für das Nichtvorliegen einer 

Steigerung der Kälteversorgung gefordert.  

Die Gebäudeeffizienzrichtlinie wurde auf nationaler Ebene mit der OIB-Richtlinie 
umgesetzt. Die OIB-Richtlinie gibt bundesweit einheitliche bautechnische Vorschriften vor 
die auch Regelung zur Vermeidung der sommerlichen Überhitzung oder unangemessener 
Kühllasten enthalten. Im Falle einer Baugenehmigung durch das Bundesland sind diese 
Kriterien daher jedenfalls vorgeschrieben. Die Prüfung der Einhaltung durch die 
Abwicklungsstelle erfolgt anhand des bei Antragstellung übermittelten 
Bestandsenergieausweis und jenes Energieausweises nach Umsetzung der Maßnahme. 

Eine weitere Prüfung nach Abwicklung erfolgt nicht. 

Bei Renovierungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen größer 5.000 m² ist 

festzustellen, ob ein erhebliches Hochwasserrisiko besteht. 

Überprüfung des Hochwasserrisikos (HQ 300) erfolgt über die Website hora.gv.at durch die 
Abwicklungsstelle im Rahmen des Förderantrags. Sollte sich das Gebäude im 
Hochwasserrisikogebiet befinden und es keinen adäquaten (geplanten) Hochwasserschutz 
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geben, dann sind Nachweise über Hochwassermanagementpläne (siehe Auflistung in DNSH 
Guidance) zu erbringen. 

Eine weitere Prüfung nach Abwicklung erfolgt nicht. 

 

Nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen: Ist davon 
auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert i) den guten Zustand oder das 
gute ökologische Potenzial von Gewässern, einschließlich Oberflächengewässern und 
Grundwasserkörpern oder ii) den guten Umweltzustand von Meeresgewässern schädigt? 

Nein. Investitionen in thermische Sanierungen oder Umstellungen der Heizungssysteme 
auf erneuerbare Energieträger oder effiziente Fernwärme schädigen weder den guten 
Zustand oder das gute ökologische Potential von Gewässern, einschließlich 
Oberflächengewässern und Grundwasserkörpern, oder den guten Umweltzustand von 
Meeresgewässern. 

Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft einschließlich Abfallvermeidung und Recycling: Ist 
davon auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert  

i) zu einer deutlichen Zunahme bei der Erzeugung, Verbrennung oder 
Beseitigung von Abfällen mit Ausnahme der Verbrennung von nicht 
recycelbaren gefährlichen Abfällen oder 

ii) in irgendeiner Phase ihres bzw. seines Lebenszyklus zu einer erheblichen 
Ineffizienz bei der unmittelbaren oder mittelbaren Nutzung einer natürlichen 
Ressource führt, die nicht durch geeignete Maßnahmen verringert wird, oder  

iii) im Hinblick auf die Kreislaufwirtschaft erhebliche und langfristige 
Umweltschäden verursacht? 

Investitionen in thermische Sanierungen oder Umstellungen der Heizungssysteme auf 
erneuerbare Energieträger oder effiziente Fernwärme stehen im Einklang mit den 
Prinzipien i-iii. 

Bei Renovierungen von mehr als 2.000 m² Nutzfläche gilt: 

a) Prüfung vor dem Abriss oder der Renovierung  
Da bei der Umsetzung von thermischen Sanierungen der Anfall von Abfällen keine 
signifikante Bedeutung hat, ist diese Bestimmung nicht relevant. Es werden im KSF nur 
Sanierungsmaßnahmen gefördert und diese über Rechnungen von förderungsfähigen 
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Lfd. Nr Maßnahme
/Investition 

Etappenziel
/Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

 
 

  
Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C1.A.I1.1.2026Q4 C1.A.I1 E Veröffentlichung des Informationsblatts, das alle wichtigen 
Informationen und Förderungskriterien der 
gegenständlichen Investition enthält  

   Q1 2027 

C1.A.I1.2.2029Q4 C1.A.I1 Z Anzahl der Gebäude, die anderweitig energetisch 
renoviert wurden 

Anzahl der Gebäude 0 35 Q4 2029 

C1.A.I1.3.2032Q2 C1.A.I1 Z Anzahl der Gebäude, die anderweitig energetisch 
renoviert wurden 

Anzahl der Gebäude 35 75 Q2 2032 

 

 





 

66 von 232 Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan 

Wie wird dies gemessen, welche Methode und welche Quelle werden verwendet und 
wie wird das ordnungsgemäße Erreichen des Etappenziels oder der Zielvorgabe objektiv 
überprüft? 

Etappenziel 1: Nachweis der Veröffentlichung des Informationsblatts auf der KPC 
Homepage. Das Erreichen des Etappenziels ist durch Abruf der Website objektiv 
überprüfbar. 

Zielwert 1: Das ordnungsgemäße Erreichen wird mittels Kopie der Genehmigung des 
Fördervertrags belegt. 

Zielwert 2: Das ordnungsgemäße Erreichen wird mittels Fertigstellungsmeldung belegt, 
dies kann ein Ansuchen um Benützungsbewilligung oder eine Fertigstellungsanzeige bei 
der zuständigen Behörde oder eine Bestätigung der vollständigen Umsetzung der 
thermisch energetischen Sanierung durch einen befugten und befähigten Gutachter sein. 
Alternativ kann eine protokollierte Vor-Ort-Kontrolle vorgelegt werden. 

Was ist das Ausgangsszenario (Ausgangspunkt) und welches ist das Niveau oder der 
spezifische Punkt, das bzw. der erreicht werden soll? 

Ein ähnliches Vorgängerprogramm wurde erfolgreich durch den österreichischen Aufbau- 
und Reslienzplan finanziert und im Q4/2025 beendet. Ab diesem Zeitpunkt gab es keine 
weiteren Förderungen für die Maßnahmen. Da es sich nunmehr um eine neue Maßnahme 
handelt, wird der Ausgangswert der Investition bei 0 Gebäuden angesetzt, der Zielwert 
der erreicht werden soll, ist 75 Gebäude. 

Bis wann wird es bzw. er erreicht (nach Quartal und Jahr)? 

Der letzte Zielwert wir im Einklang mit Art. 6(1)h bis Q2/2032 erreicht. 

Wer und welche Einrichtung ist für die Durchführung, Messung und Berichterstattung 
zuständig? 

Das zuständige Ministerium für die Durchführung, Messung und Berichterstattung ist das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen 
und Wasserwirtschaft (BMLUK), das sich zusätzlich einer Abwicklungsstelle bedienen wird. 
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Angaben über den nationalen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahmen und 
Investitionen 

Die nationale Kofinanzierung beträgt 25 Prozent des gesamten Fördervolumens 

Geschätzte Gesamtkosten: 30.000.000 Euro, wovon 

Kosten die aus dem Fonds gedeckt werden 22.500.000 Euro 

Kosten die aus nationalen Mittel gedeckt werden: 7.500.000 Euro 

Angaben dazu, welche Finanzierung aus anderen Unionsinstrumenten im 
Zusammenhang mit derselben Komponente vorgesehen ist oder vorgesehen werden 
könnte 

Die ähnliche Maßnahme wurde pilothaft bis Ende 2025 aus der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (RRF) finanziert, mittlerweile ist das Programm geschlossen. Mit Beginn 
des KSF, wird die Investition wieder gestartet. Eine Finanzierung aus anderen EU-
Instrumenten ist derzeit weder geplant noch vorgesehen. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

n/a 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Die durchschnittlichen Projektkosten der Maßnahme sind aus Evaluierungen der bereits 
beendeten RRF-Förderungsschienen übernommen 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C1.A.I1 Sanierung von 
Häusern für 
Schutzbedürftige 

1.1.2026 31.07.2032 30.000.000 0 0 0 9.000.000 6.800.000 8.200.000 6.000.000 
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2.1.2.1.6 Additionalität 

Die Maßnahme wurde bisher aus der Aufbau- und Resilienzfazilität finanziert. Durch das 
Auslaufen der RRF mit Ende 2026 (Ende der Förderungsschiene bereits Q4/25) lief auch 
die Finanzierung für die Maßnahme aus. Eine Neuaufstellung der Maßnahme ist daher 
eine zusätzliche Maßnahme und ersetzt keine laufenden Ausgaben. 

2.1.2.1.7 Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

Sämtliche einschlägige Vorschriften des EU-Rechts werden eingehalten. Die 
Förderungsnehmer müssen auf der Liste spendenbegünstigter Einrichtungen des 
Bundesministeriums für Finanzen geführt werden. Damit soll gewährleistet werden, dass 
die grundlegende Ausrichtung der Organisationen einen gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zweck verfolgt. Weiters wird darauf abgestellt, dass die Organisationen beim Betrieb der 
Gebäude keine wirtschaftliche Tätigkeit im Sinne des EU-Beihilfenrechts ausüben und 
deshalb nicht in dessen Anwendungsbereich fallen. 
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Quelle: Statistik Austria 2023 (Mikrozensus, 2021/2022) 

Rund 12,5 % aller Haushalte in Österreich sind von Energiearmut betroffen (das heißt 
diese sind nicht imstande, die Wohnräume warm zu halten, sind einkommensschwach und 
haben sehr hohe Energiekosten, sind einkommensschwach und leben in desolaten 
Gebäuden, oder können ihre Energierechnungen nicht bezahlen, Quelle: kea Dashboard 

Energiearmut). In Österreich leben rund 1,8 Millionen Haushalte in Einfamilienhäusern. 
Insgesamt sind ca. 900.000 Haushalte in Österreich einkommensschwach, davon leben 
rund 270.000 Haushalte in Einfamilienhäusern (Statistik Austria auf Basis EU-Silc-Daten). 

In Österreich besteht ein gesetzliches Verbot für den Einbau fossiler Heizungsanlagen im 
Neubau, allerdings ist im Gebäudebestand der Austausch von fossilen auf 
klimafreundliche Heizungsanlagen nicht verpflichtend vorgeschrieben. Es ist daher 
besonders wichtig einen finanziellen Anreiz für einen solchen Tausch zu setzen. Dies gilt 
umso mehr für einkommensschwache Haushalte, die eine eigene Immobilie besitzen und 
bewohnen. Im mehrgeschossigen Wohnbau werden Wohnbauten von den 
Eigentümer:innen thermisch-energetisch saniert.  

Bei der Umstellung der Heizung im mehrgeschossigen Wohnbau sind 
Hauseigentümer:innen für die zentrale Heizung sowie die Verteilung der Wärme im 
Gebäude verantwortlich. Wenn Vermieter:innen das gesamte Haus modernisieren (z. B. 
Umstellung von Gasthermen auf Fernwärme oder eine zentrale Wärmepumpe), greifen im 
Vollanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes (MRG) differenzierte Regeln. Solange ihre 
eigene, mitvermietete Etagenheizung (z. B. die Gastherme) funktionstüchtig ist, können 
die Mieter:innen den Anschluss an die neue Zentralheizung in der Regel ablehnen. 
Vermieter:innen dürfen nicht ohne Weiteres in Wohnungen eindringen, um Rohre zu 
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Übernahme der förderungswürdigen Investitionskosten von benachteiligten Haushalten 
beim Tausch der Heizungsanlage von fossil auf klimafreundlich in deren Einfamilienhaus 
oder Wohnung.  

Zielgruppe 

Die Förderungswürdigkeit wird sich am geprüften Haushalts-Nettoeinkommen nach den 
Bestimmungen im Energiearmut-Definitions-Gesetz orientieren.  

Die Einkommensprüfung des Haushalts erfolgt im Falle des Heizkesseltauschs einmalig 
zum Zeitpunkt der Beantragung der Förderung. 

Durchführungsweise 

Zuständiges Ministerium ist das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- 
und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft (BMLUK). Die Abwicklung der 
Förderung erfolgt über die gesetzlich festgelegte Abwicklungsstelle für 
Umweltförderungen (KPC). 

Die Antragstellung der Förderung muss vor der ersten Bestellung von Leistungen 
(ausgenommen Planungsleistungen) erfolgen. Sie erfolgt ONLINE unmittelbar auf der 
Einreichplattform der Abwicklungsstelle. 

In der Investition I2 sind die Förderungswerber:innen die Haushalte selbst 
(Hauseigentümer:innen, Wohnungseigentümer:innen, Mieter:innen) mit entsprechenden 
Bescheiden zum Nachweis der Benachteiligung. 

Eine Novelle des Umwelt-Förderungsgesetzes (UFG) ermöglicht einen Start der KSF 
finanzierten Maßnahme im Jahr 2027. Die Gesetzesänderung wurde nur wegen der 
Möglichkeit der Finanzierung durch den KSF beschlossen (siehe Erläuterungen zum UFG). 
Mit dem Energiearmuts-Definitions-Gesetz (EnDG) können Förderstellen des Bundes die 
ORF Beitrags GmbH (OBS) zur Einkommensprüfung von Förderwerber:innen heranziehen. 
Die hierfür maßgeblichen Elemente des EnDG traten mit April 2026 (Q2/2026) in Kraft und 
bilden den ersten Meilenstein der Maßnahme. Die Förderkriterien werden vom BMLUK 
jährlich evaluiert und allenfalls adaptiert und im Rahmen eines Informationsblatts 
festgehalten und von der Abwicklungsstelle veröffentlicht. Dort sind alle erforderlichen 
Unterlagen öffentlich einsehbar. 
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a) Fernwärmesysteme mit mehr als 20 Abnehmern sind gemäß §89 EAG verpflichtet 
eine Eintragung auf www.Waermepreise.at vorzunehmen. Dort ist der Energiemix 
zu erfassen. Anhand der verfügbaren Informationen ist eine Einstufung gemäß 
Art. 26 Energieeffizienz-Richtlinie möglich. 

b) Fernwärmesysteme mit zumindest 90 % Energie aus erneuerbaren Quellen, sind 
in der Datenbank qm-Heizwerke gelistet und damit in der Datenbank der 
Abwicklungsstelle abrufbar. 

 

Sollte ein Fernwärmesystem weder Punkt 1 noch Punkt 2 erfüllen, ist bei Antragstellung 
ein Nachweis des Netzbetreibers über die Brennstoffzusammensetzung vorzulegen und 
eine Einstufung gemäß Art. 26 Energieeffizienz-Richtlinie vorzunehmen. 

Anpassung an den Klimawandel: Ist davon auszugehen, dass die Tätigkeit oder der 
Vermögenswert die nachteiligen Auswirkungen des derzeitigen Klimas und des erwarteten 
künftigen Klimas auf die Maßnahme selbst oder auf Menschen, Natur oder 
Vermögenswerte verstärkt? 

Nein. Investitionen in Umstellungen der Heizungssysteme auf erneuerbare Energieträger 
oder effiziente Fernwärme verstärken die nachteiligen Auswirkungen des derzeitigen 
Klimas und des erwarteten künftigen Klimas nicht. 

Nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen: Ist davon 
auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert i) den guten Zustand oder das 
gute ökologische Potenzial von Gewässern, einschließlich Oberflächengewässern und 
Grundwasserkörpern oder ii) den guten Umweltzustand von Meeresgewässern schädigt? 

Nein. Investitionen in  Umstellungen der Heizungssysteme auf erneuerbare Energieträger 
oder effiziente Fernwärme schädigen weder den guten Zustand oder das gute ökologische 
Potential von Gewässern, einschließlich Oberflächengewässern und Grundwasserkörpern, 
oder den guten Umweltzustand von Meeresgewässern. 

Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft einschließlich Abfallvermeidung und Recycling: Ist 
davon auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert  

i) zu einer deutlichen Zunahme bei der Erzeugung, Verbrennung oder 
Beseitigung von Abfällen mit Ausnahme der Verbrennung von nicht 
recycelbaren gefährlichen Abfällen oder 
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ii) in irgendeiner Phase ihres bzw. seines Lebenszyklus zu einer erheblichen 
Ineffizienz bei der unmittelbaren oder mittelbaren Nutzung einer natürlichen 
Ressource führt, die nicht durch geeignete Maßnahmen verringert wird, oder  

iii) im Hinblick auf die Kreislaufwirtschaft erhebliche und langfristige 
Umweltschäden verursacht? 

Investitionen in Umstellungen der Heizungssysteme auf erneuerbare Energieträger oder 
effiziente Fernwärme stehen im Einklang mit den Prinzipien i-iii. 

Vermeidung und Verminderung von Umweltverschmutzung: Ist davon auszugehen, dass 
die Tätigkeit oder der Vermögenswert zu einem erheblichen Anstieg der 
Schadstoffemissionen in Luft, Wasser oder Boden führt? 

Nein. Investitionen in Umstellungen der Heizungssysteme führen nicht zu einem 
erheblichen Anstieg der Schadstoffemissionen in Luft, Wasser oder Boden. 

Sollten Heizanlagen auf Basis fester Biomasse in bestehenden Gebäuden installiert 
werden gilt: 

a) Biomasseanlagen: 

Es wird darauf hingewiesen, dass Festbrennstoffheizungen vor allem im ländlichen Raum 
bei einkommensschwachen Haushalten zu einer wesentlichen Entlastung führen, da in 
Österreich in diesen Regionen die Betriebskosten (Hackschnitzel, Brennholz) wesentlich 
günstiger sind als Pellets. Die Anlagen werden nach den Kriterien des Umweltzeichens UZ 
37 vergeben. Die Kriterien dazu sind in der GET Datenbank erfasst. 

b) Luftqualitätsgebiete 

Im Zuge der Bearbeitung erfolgt ein Abgleich mit den Luftqualitätsgebieten. Anlagen, die 
in Luftqualitätsgebieten liegen, werden nicht gefördert.  

c) Anhang V der VO 2015/1189 (Ecodesign) 

Aus den Richtwerten gemäß Anhang V der VO 2015/1189 für die Staub-Emissionen lässt 
sich jedoch nicht schließen, dass eine Kombination dieser Werte von einem 
Festbrennstoffkessel erreicht werden kann (letzter Absatz Richtwerte gem. Abs.6). Als 
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Lfd. Nr Maßnahme/I
nvestition 

Etappenziel/
Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit of measure/investment Baseline Goal Year Quarter 

C1.C.I2.1.2026Q2 C1.C.I2 M Inkfraftreten des Energiearmutsdefinitons-Gesetzes    2026 Q2 

C1.C.I2.2.2028Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 0 2.000 2028 Q4 

C1.C.I2.3.2029Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 2.000 4.500 2029 Q4 

C1.C.I2.4..2030Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 4.500 7.000 2030 Q4 

C1.C.I2.5..2031Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 7.000 9.500 2031 Q4 

C1.C.I2.6.2032Q3 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte  9.500  11.500 2032 Q2 
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Warum wurde dieses spezifische Etappenziel oder diese spezifische Zielvorgabe 
gewählt? 

Der erste Fortschritt wird anhand des Inkrafttretens aller relevanter Passagen des 
Energiearmuts-Definitions-Gesetzes gemessen. Es bildet die Grundlage zur Definition der 
förderungswürdigen Haushalte der gegenständlichen Maßnahme. 

Der weitere Fortschritt der Maßnahme wird anhand der Anzahl der Haushalte gemessen, 
die von mindestens einer strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert hat. Es handelt sich um einen klar feststellbaren Zielwert, die 
Abwicklungsstelle verfügt über alle Informationen zu der Anzahl der Haushalte, die 
profitiert haben. 

Es handelt sich um einen klar feststellbaren Zielwert, die Abwicklungsstelle verfügt über 
alle Informationen zu der Anzahl der Haushalte, die genehmigt wurden und danach ihre 
Projekte umgesetzt haben. Der Nachweis der Projekte erfolgt in den Zielwerten 1 bis 4 
durch die Genehmigungen der Abwicklungsstelle. In diesem Fall sind alle 
Projektunterlagen und Förderungskriterien geprüft und von der 
Umweltförderungskommission begutachtet. Die Genehmigung ermöglicht die Umsetzung 
der Projekte und führt dann zu einer Endabrechnung und Kontrolle durch die 
Abwicklungsstelle.  

In Zielwert 5 werden dann alle Projekte mit Endabrechnung und Auszahlungsbriefen 
nachgewiesen.  

Was wird mit dem Etappenziel oder der Zielvorgabe gemessen? 

Mittels des Etappenziels wird das Inkrafttreten aller Elemente des Energiearmuts-
Definitions-Gesetzes gemessen. Es stellt die rechtliche Grundlage für die Definition von 
förderungswürdigen Haushalten der gegenständlichen Maßnahme dar. 

Mittels der Zielvorgaben werden die Anzahl der Haushalte gemessen, die von mindestens 
einer strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im Gebäudesektor 
profitiert haben. 
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Wie wird dies gemessen, welche Methode und welche Quelle werden verwendet und 
wie wird das ordnungsgemäße Erreichen des Etappenziels oder der Zielvorgabe objektiv 
überprüft? 

Das ordnungsgemäße Erreichen des Etappenziels ist anhand der Veröffentlichung des 
Gesetzes im Bundesgesetzblatt objektiv überprüfbar. 

Das ordnungsgemäße Erreichen der Zielvorgaben wird mittels Endabrechnung und 
Bestätigung der Inbetriebnahme belegt. 

Was ist das Ausgangsszenario (Ausgangspunkt) und welches ist das Niveau oder der 
spezifische Punkt, das bzw. der erreicht werden soll? 

Der Ausgangswert sind 0 Haushalte, der Zielwert 11.500 Haushalte. 

Bis wann wird es bzw. er erreicht (nach Quartal und Jahr)? 

Der letzte Zielwert wir im Einklang mit Art. 6(1)h bis Q2/2032 erreicht. 

Wer und welche Einrichtung ist für die Durchführung, Messung und Berichterstattung 
zuständig? 

Das zuständige Ministerium für die Durchführung, Messung und Berichterstattung ist das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen 
und Wasserwirtschaft (BMLUK), das sich zusätzlich einer Abwicklungsstelle bedienen wird. 

Die Abwicklungsstelle gem. UFG ist für alle Förderungsbereiche festgelegt. Eine 
Abgrenzung zu rein nationalen Förderungen ist durch die Abwicklungsstelle vorgegeben. 
Gemäß UFG wird bei der Abwicklung zwischen nationaler und EU-kofinanzierter 
Förderungen nicht unterschieden.  

Die Feststellung der Einkommensschwäche von Haushalten erfolgt durch die OBS. Die OBS 
(ORF-Beitrags Service GmbH) ist gesetzlich berechtigt, Befreiungen und 
Zuschussleistungen abzuwickeln sowie Haushaltseinkommen so prüfen. Bei der OBS kann 
die Feststellung der Unterstützungswürdigkeit nach dem Energiearmuts-Definitions-
Gesetz (EnDG) beantragt werden. Die OBS stellt einen amtlichen Bescheid über die 
Feststellung der Unterstützungswürdigkeit des Haushaltes aus. Sie ist zu 100% im 
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Eigentum des Österreichischer Rundfunk (ORF) und ist in Österreich u.a. für die Einhebung 
und Verteilung des ORF-Beitrags sowie der jeweiligen Landesabgaben zuständig. 

2.1.2.2.4 Finanzierung und Kosten 

 

Verwendete Methode, zugrunde liegende Annahmen (z.B. zu Kosten je Einheit, 
Inputkosten) und Begründung dieser Annahmen 

Aus der Evaluierung vorhergehender Programme für Sanierung und Kesseltausch ergeben 
sich durchschnittliche Kosten von Kesseltäuschen. Diese Durchschnittskosten der 
Abwicklungsstelle der geförderten Projekte der letzten drei Jahre sind die Basis der 
Festlegung von Maximalförderungen pro Projekt. 

Für die Berechnung des Kesseltauschs wurde auf Basis der Kostenobergrenzen je 
Technologie (Wärmepumpe, Biomasse, Fernwärmeanschluss) ein durchschnittlicher Wert 
herangezogen.  

Für die Zwecke der Kostenschätzung wird mit folgenden Kosten (Preisspiegel 2026) 
gerechnet: Pellets: 36.180 Euro, Luft/Wasser - Wärmepumpen: 25.586,- Euro, 
Sole/Wasser bzw. Wasser/Wasser-Wärmepumpe: 37.550 Euro, Fernwärmeanschluss: 
28.469 Euro. 

Für die Zwecke der Kostenschätzung der Investition I2 wird von einer Pauschale von 
27.000 Euro pro Wohnung/Einfamilienhaus ausgegangen, womit bei einem Zielwert von 
11.500 Haushalten ein Budget von 310,5 Mio. Euro notwendig ist. 

Vorläufiger umfassender Zeitplan, innerhalb dessen diese Kosten voraussichtlich 
anfallen werden 

Indikativer Zeitplan: 

2027: 54.000.000 Euro 

2028: 67.500.000 Euro 

2029: 67.500.000 Euro 
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2030: 67.500.000 Euro 

2031: 54.000.000 Euro 

Angaben über den nationalen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahmen und 
Investitionen 

Die nationale Kofinanzierung beträgt 25 Prozent des gesamten Fördervolumens 

Angaben dazu, welche Finanzierung aus anderen Unionsinstrumenten im 
Zusammenhang mit derselben Komponente vorgesehen ist oder vorgesehen werden 
könnte 

Eine Finanzierung aus anderen EU-Instrumenten ist derzeit weder geplant noch 
vorgesehen. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

n/a 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Die durchschnittlichen Kosten des Heizungstauschs für Haushalte wurden statistisch 
anhand den Kostenobergrenzen hochgerechnet. Weitere Evaluierungen durch externe 
Institutionen (Austrian Energy Agency, externe Evaluierungen des Programms) können in 
die Festlegung der Maximalkosten einfließen. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C1.B.I2 Kesseltausch für 
benachteiligte 
Haushalte 

2027 2032 310.500.000   54.000.000  67.500.000  67.500.000  67.500.000  54.000.000 0 
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2.1.2.2.5 Begründung für die Unterstützung anderer Einrichtungen als 
benachteiligte Haushalte, benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte 
Verkehrsnutzer (falls zutreffend) 

 

n/a 

2.1.2.2.6 Additionalität 

Diese spezifische Förderungsschiene für benachteiligte Haushalte kann mithilfe des KSF 
trotz Konsolidierungsbudget auf Bundesebene neu aufgestellt werden und für diese 
Zielgruppe finanziert werden.  

Die bestehende Förderungsschiene Sauber Heizen für Alle läuft mit Mitte 2026 aus. 
Aufgrund der Änderung des UFG sind neue Maßnahmen, darunter auch im MGW, 
möglich. Die neue Förderungsschiene wird mit Beginn 2027 aufgesetzt und ist nur mit KSF-
Finanzierung möglich.  

Durch diesen Anreiz kommen vermehrt Wohngebäude in den Sanierungszyklus, welche 
von benachteiligten Haushalten bewohnt werden. Durch die effiziente klimafreundliche 
Heizung ist eine Verringerung der Energiekosten für die Bewohner:innen zu erwarten. 

2.1.2.2.7 Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

Sämtliche einschlägige Vorschriften des EU-Rechts werden eingehalten. Da es sich bei den 
Förderempfänger:innen des Kesseltauschs um Privatpersonen, die keine wirtschaftliche 
Tätigkeit im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV ausüben, ist das Beihilfenrecht auf die 
Maßnahme nicht anwendbar 

  



 

Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan  91 of 232 

2.1.2.3 Investition: I3 �t Thermisch-energetische Sanierung von mehrgeschossigen 
Wohngebäuden, die mehrheitlich von benachteiligten Haushalten bewohnt werden 
 

2.1.2.3.1 Beschreibung der Investitionen 

Ziel der Investition ist die thermisch-energetische Sanierung im mehrgeschossigen 
Wohnbau. Benachteiligte Haushalte bewohnen mehrgeschossige Wohnbauten oft zur 
Miete und haben keine Handhabe darüber, ob die betroffenen Gebäude saniert werden. 
Die gegenständliche Investition soll es daher den Eigentümer:innen/Vermieter:innen und 
Mieter:innen von mehrgeschossigen Wohnbauten ermöglichen, ihre Gebäude oder Ihre 
Wohnung thermisch-energetisch zu sanieren. Die Prüfung ob in einem mehrgeschossigen 
Wohnbau bzw. einer einzelnen Wohnung benachteiligte Haushalte wohnen, erfolgt durch 
die Abwicklungsstelle der Förderung und kann aus Nachweisen der Vermieter bestehen 
oder dem Vorlegen von Bescheiden oder durch statistische Methoden. Die Förderung der 
thermisch-energetischen Sanierung kann auch Leerstandswohnungen umfassen, sofern 
nach Umsetzung der Maßnahmen überwiegend benachteiligte Haushalte den 
mehrgeschossigen Wohnbau bewohnen.  

In Investition I3 sind die Förderungswerber:innen: 

1. Intermediäre, die Gebäude oder Heizungsanlagen sanieren und die Wohnungen an 
benachteiligte Haushalte vermieten. Mieter:innen müssen bei Mietanträgen in 
Gemeindebauten oder Genossenschaftsbauten Einkommensnachweise vorlegen. Die 
Objektbetreiber sollen daher die Möglichkeit bekommen, bei Einkommen unter 
einem Grenzwert, die erfolgte Sanierung gefördert zu bekommen. 

2. Wohnungseigentümer:innen, Mieter:innen, die Ihre einzelnen Wohnungen 
thermisch-energetisch sanieren. Die Nachweisführung der Benachteiligung erfolgt 
hierbei mit entsprechenden Bescheiden. 

Das österreichische Mietsegment ist (gemäß Daten der Statistik Austria 2024) regional 
stark differenziert. Im Bundesdurchschnitt leben 19 % der Privathaushalte in sonstigen 
(meist privaten) Hauptmietwohnungen, 17 % in Genossenschaftswohnungen und 7 % in 
Gemeindewohnungen. Geringere Anteile entfallen auf mietfreie Wohnverhältnisse (5 %, 
Betriebskosten werden selbst gezahlt), unentgeltliches Wohnen (3 %, Betriebskosten 
werden nicht selbst gezahlt) sowie Dienst- und Naturalwohnungen (knapp 1 %). Zudem 
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von Gemeinschaftseinrichtungen zur Senkung des Energieverbrauchs gehören) vorrangig 
aus der Mietzinsreserve der letzten 10 Kalenderjahre zu finanzieren. Reicht das Geld nicht, 
werden die voraussichtlichen Hauptmietzinseinnahmen der nächsten Jahre herangezogen. 
Eine Zinserhöhung ist nur durch ein gerichtliches Erhöhungsverfahren (§ 18 MRG) möglich. 
Die Haushalte sind daher nur in seltenen Fällen von Zinserhöhungen durch die Sanierung 
betroffen.  

Speziell in MGWs, die in ausgewiesenen benachteiligten Gebieten stehen, besteht ein 
erheblicher Sanierungsrückstau und sind Gebäude sowohl energetisch in schlecht 
isoliertem Zustand, als auch typischerweise mit dezentralen fossilen Heizanlagen 
(Gasthermen) ausgestattet. Gerade in Gebieten mit hoher Anzahl an benachteiligten 
Haushalten wurde auch oft eine Sanierung verzögert, da Gebäude mit höheren Mieten für 
die Hauseigentümer:innen wirtschaftlich attraktiver sind. Diese Bevorzugung von teuren 
Wohnungen soll durch die Förderung aus dem KSF ausgeglichen werden.  Damit kommen 
Mieter:innen in benachteiligten Gebieten einerseits in den Genuss einer 
klimafreundlichen Heizung und damit absehbar günstigeren laufenden Kosten und damit 
einer Entlastung der Mehrkosten durch ETS 2 . Andererseits senkt sich durch die 
thermische Sanierung auch der Energiebedarf uns somit die laufenden Energiekosten.  

Durchführungsweise 

Zuständiges Ministerium ist das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- 
und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft (BMLUK). Die Abwicklung der 
Förderung erfolgt über die gesetzlich festgelegte Abwicklungsstelle für 
Umweltförderungen (KPC).  

Die Antragstellung muss bei der thermisch-energetischen Sanierung der Gebäude vor der 
ersten rechtsverbindlichen Bestellung von Leistungen (ausgenommen Planungsleistungen) 
erfolgen.  

Die Einreichung erfolgt unmittelbar online auf der Einreichplattform der 
Abwicklungsstelle. 

Erläuterung, wie mit der Maßnahme oder Investition gegen geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten vorgegangen werden soll 
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a) Bei Renovierungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen größer 2.000 m² ist eine 
Analyse der Überhitzung im Sommer oder ein Nachweis für das Nichtvorliegen 
einer Steigerung der Kälteversorgung gefordert.  

 

Die Gebäudeeffizienzrichtlinie wurde auf nationaler Ebene mit der OIB-Richtlinie 
umgesetzt. Die OIB-Richtlinie gibt bundesweit einheitliche bautechnische Vorschriften vor 
die auch Regelung zur Vermeidung der sommerlichen Überhitzung oder unangemessener 
Kühllasten enthalten. Die Prüfung der Einhaltung durch die Abwicklungsstelle erfolgt 
anhand des bei Antragstellung übermittelten Bestandsenergieausweis und jenes 
Energieausweises nach Umsetzung der Maßnahme. 

Eine weitere Prüfung nach Abwicklung erfolgt nicht. 

b) Bei Renovierungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen größer 5.000 m² ist 
festzustellen, ob ein erhebliches Hochwasserrisiko besteht. 

 

Überprüfung des Hochwasserrisikos (HQ 300) erfolgt über die Website hora.gv.at durch 
die Abwicklungsstelle im Rahmen des Förderantrags. Sollte sich das Gebäude im 
Hochwasserrisikogebiet befinden und es keinen adäquaten (geplanten) Hochwasserschutz 
geben, dann sind Nachweise über Hochwassermanagementpläne (siehe Auflistung in 
DNSH Guidance) zu erbringen. 

Eine weitere Prüfung nach Abwicklung erfolgt nicht. 

Nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen: Ist davon 
auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert i) den guten Zustand oder das 
gute ökologische Potenzial von Gewässern, einschließlich Oberflächengewässern und 
Grundwasserkörpern oder ii) den guten Umweltzustand von Meeresgewässern schädigt? 

Nein. Investitionen in thermische Sanierungen, Umstellungen der Heizungssysteme auf 
erneuerbare Energieträger oder effiziente Fernwärme schädigen weder den guten 
Zustand oder das gute ökologische Potential von Gewässern, einschließlich 
Oberflächengewässern und Grundwasserkörpern, oder den guten Umweltzustand von 
Meeresgewässern. 
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Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft einschließlich Abfallvermeidung und Recycling: Ist 
davon auszugehen, dass die Tätigkeit oder der Vermögenswert  

i) zu einer deutlichen Zunahme bei der Erzeugung, Verbrennung oder 
Beseitigung von Abfällen mit Ausnahme der Verbrennung von nicht 
recycelbaren gefährlichen Abfällen oder 

ii) in irgendeiner Phase ihres bzw. seines Lebenszyklus zu einer erheblichen 
Ineffizienz bei der unmittelbaren oder mittelbaren Nutzung einer natürlichen 
Ressource führt, die nicht durch geeignete Maßnahmen verringert wird, oder  

iii) im Hinblick auf die Kreislaufwirtschaft erhebliche und langfristige 
Umweltschäden verursacht? 

 

Investitionen in thermische Sanierungen, Umstellungen der Heizungssysteme auf 
erneuerbare Energieträger oder effiziente Fernwärme  stehen im Einklang mit den 
Prinzipien i-iii. 

Bei Renovierungen von mehr als 2.000 m² Nutzfläche gilt: 

1. Prüfung vor dem Abriss oder der Renovierung  

Da bei der Umsetzung von thermischen Sanierungen der Anfall von Abfällen keine 
signifikante Bedeutung hat, ist diese Bestimmung nicht relevant. Es werden im KSF nur 
Sanierungsmaßnahmen gefördert und diese über Rechnungen von förderungsfähigen 
Maßnahmen belegt. Zusatzmaßnahmen (wie Abrisse) sind nicht Teil des Projekts und 
werden daher auch nicht geprüft. Im Fall eines Fenstertauschs, sind die ausgebauten 
Fenster und deren Entsorgung in den Pauschalen enthalten. Da die Abwicklung über 
professionelle Firmen erfolgt, wird davon ausgegangen, dass es eine entsprechende 
Wiederverwertungen der Rohstoffe gibt (Recycling-Baustoffverordnung, BGBl. II Nr. 
181/2015). Eine weitere Prüfung durch die Abwicklungsstelle erfolgt daher nicht. 

2. Zumindest 70 % (Massenanteil in kg), des auf der Baustelle angefallenen nicht 
gefährlichen Bau- und Abbruchanfälle sind wiederzuverwenden oder das Recycling 
vorzubereiten. 

Die Recycling-Baustoffverordnung (RBV) in Österreich regelt die hochwertige 
Wiederverwertung von Bauabfällen und verpflichtet zu einer systematischen Trennung 
von Schadstoffen vor und während des Rückbaus. Durch die Definition von 
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Lfd. Nr Maßnahme/I
nvestition 

Etappenziel/
Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit of measure/investment Baseline Goal Year Quarter 

C1.A.I1.1.2026Q4 C1.A.I3 E Veröffentlichung des Informationsblatts, das alle wichtigen 
Informationen und Förderungskriterien der 
gegenständlichen Investition enthält  

   Q1 2027 

C1.A.I1.2.2028Q4 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

0 740 Q4 2028 

C1.A.I1.3.2029Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

740 1.480 Q2 2029 

C1.A.I1.4.2030Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

1.480 1.780 Q2 2030 

C1.A.I1.5.2031Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

1.780 2.080 Q2 2031 

C1.A.I1.6.2032Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

2.080 2.380 Q2 2032 
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In Zielwert 5 werden dann alle Projekte mit Endabrechnung und Auszahlungsbriefen 
nachgewiesen 

Was ist das Ausgangsszenario (Ausgangspunkt) und welches ist das Niveau oder der 
spezifische Punkt, das bzw. der erreicht werden soll? 

Da es sich um eine neue Maßnahme handelt, wird der Ausgangswert der Investition bei 0 
Gebäuden/Wohnungen angesetzt, der Zielwert der erreicht werden soll, ist 2.380 
Gebäude/Wohnungen 

Bis wann wird es bzw. er erreicht (nach Quartal und Jahr)? 

Der letzte Zielwert wir im Einklang mit Art. 6(1)h bis Q2/2032 erreicht. 

Wer und welche Einrichtung ist für die Durchführung, Messung und Berichterstattung 
zuständig? 

Das zuständige Ministerium für die Durchführung, Messung und Berichterstattung ist das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen 
und Wasserwirtschaft (BMLUK), das sich zusätzlich der gesetzlich vorgesehenen 
Abwicklungsstelle bedienen wird  

2.1.2.3.4 Finanzierung und Kosten 

Verwendete Methode, zugrunde liegende Annahmen (z. B. zu Kosten je Einheit, 
Inputkosten) und Begründung dieser Annahmen 

Die Kostenschätzung ergibt sich aus der Evaluierung ähnlicher Programme  

Die zu erwartenden Investitionskosten betragen:  

Thermische Sanierung:  550.000/ Projekt 

Kesseltausch:  57.000/Projekt 

Wohnungssanierung: 16.000 Euro/Projekt 
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Vorläufiger umfassender Zeitplan, innerhalb dessen diese Kosten voraussichtlich 
anfallen werden 

Indikativer Zeitplan, in dem voraussichtliche Kosten in Höhe von insgesamt 98.500.000 
Euro anfallen werden: 

2027: 2.400.000 Euro 

2028: 4.800.000 Euro 

2029: 42.050.000 Euro 

2030: 42.050.000 Euro 

2031: 4.800.000 Euro 

2032: 2.400.000 Euro 

Angaben über den nationalen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahmen und 
Investitionen 

Die nationale Kofinanzierung beträgt 25 Prozent des gesamten Fördervolumens 

Angaben dazu, welche Finanzierung aus anderen Unionsinstrumenten im 
Zusammenhang mit derselben Komponente vorgesehen ist oder vorgesehen werden 
könnte 

Eine Finanzierung aus anderen EU-Instrumenten ist derzeit weder geplant noch 
vorgesehen. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

n/a 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Die durchschnittlichen Projektkosten der Maßnahme sind aus Evaluierungen -ähnlicher 
Förderungsschienen übernommen. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C1.A.I3 Sanierung MGW 1.1.2026 31.07.2032 98.500.000 0 2.400.000 4.800.000 42.050.000 42.050.000 4.800.000 2.400.000 



 

110 von 232 Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan 

2.1.2.3.5 Begründung für die Unterstützung anderer Einrichtungen als 
benachteiligte Haushalte, benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte 
Verkehrsnutzer (falls zutreffend) 

 

n/a 

2.1.2.3.6 Additionalität 

Die gegenständliche Maßnahme ist eine neue Maßnahme und ersetzt keine laufenden 
Ausgaben. 

Im Bereich der thermischen Sanierung und des Kesseltausches wird durch diese 
Maßnahme die Sanierungsrate in den betreffenden Regionen erhöht 

2.1.2.3.7 Im Bereich der thermischen Sanierung und des Kesseltausches wird 
durch diese Maßnahme die Sanierungsrate in den betreffenden Regionen 
erhöhtEinhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

Sämtliche einschlägige Vorschriften des EU-Rechts werden eingehalten.  
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2.1.2.4 Investition: I4�t Beratung zum Energiesparen im Haushalt 
Interventionsfeld (Art. 8.1): (d) 

2.1.2.4.1 Beschreibung der Investitionen 

 

Herausforderungen:  

Im Jahr 2024 waren laut Statistik Austria 12,5 % der österreichischen Haushalte von 
mindestens einer Facette von Energiearmut betroffen; 29,3 % konnten sich Energie nur 
durch eine Reduktion ihres Verbrauchs leisten (Q2 2025). Rund 70 % der energiearmen 
Haushalte leben zur Miete und verfügen aufgrund fehlender finanzieller Mittel über kaum 
Möglichkeiten, ihre Energiekosten auf strukturelle Ebene durch Gebäudesanierung oder 
Heizungstausch zu senken. Die Einführung des ETS2 wird voraussichtlich zu steigenden 
Energiepreisen führen, insbesondere bei fossilen Energieträgern wie Gas, Heizöl und 
Treibstoffen. Dies trifft benachteiligte Haushalte überproportional stark, da sie einen 
höheren Anteil ihres Einkommens für Energie aufwenden und oft weniger Spielraum für 
Investitionen in Effizienzmaßnahmen haben. Besonders betroffen sind Haushalte, die mit 
fossilen Energieträgern heizen, Haushalte in energetisch ineffizienten Wohnungen und 
Haushalte ohne kurzfristige Möglichkeiten, auf alternative Energiequellen umzusteigen. 
Daher kann davon ausgegangen werden, dass ein Großteil der benachteiligten Haushalte 
direkt von Preissteigerungen im Zuge des ETS2 betroffen ist. 

Benachteiligte Haushalte stehen häufig vor mehreren Herausforderungen gleichzeitig: 
begrenzte finanzielle Mittel, mangelnde Information über Einsparpotenziale, Abhängigkeit 
von fossilen Heizsystemen, ineffiziente Geräte, ungünstige Energietarife sowie 
unzureichende Wohnbedingungen. Die Maßnahme adressiert diese Herausforderungen 
durch einen ganzheitlichen Ansatz: die individuelle Energieberatung vor Ort ermöglicht 
maßgeschneiderte Lösungen, die auf die konkrete Lebenssituation abgestimmt sind. 
Konkrete Einsparmaßnahmen im Haushalt (z. B. Anpassung des Nutzungsverhaltens, 
kleine technische Maßnahmen) führen direkt zu einer Reduktion des Energieverbrauchs. 
Unterstützung beim Anbieter- oder Tarifwechsel hilft, laufende Kosten zu senken. 
Schimmelberatung verbessert die Wohnqualität und verhindert gesundheitliche Risiken. 
Information über andere Unterstützungsleistungen und Förderprogramme eröffnen 
langfristig günstigere und stabilere Energieversorgungsoptionen. 
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Diese Kosten umfassen die Personalkosten der Berater:innen für die Erstberatung in der 
Sozialberatungsstelle sowie die Energiesparberatung im Haushalt der Betroffenen. Beide 
Beratungen sind mit circa 1,5 Stunden Beratungsdauer veranschlagt. Ebenfalls einbezogen 
werden die Kosten für die Administration der Fälle (notwendige Dokumentation, 
Ausfertigung und Übermittlung der Förderanträge, Terminvereinbarungen mit anderen 
Berater:innen, Eintragung der Fälle in die Datenbank der Förderstelle, Umgang mit  
abgebrochenen Fällen, Troubleshooting mit Klient:innen und Berater:innen. 

2. Overhead: 

Dieser Kostenanteil umfasst die Leadkosten für Projektmanagement/Projektkoordination, 
notwendige Abstimmungen mit anderen Projektpartner:innen (insbesondere Klima- und 
Energiefonds, Abwicklungsstelle, sowie Subauftragnehmer:innen und weitere 
Kooperationspartner:innen). Ebenfalls im Overhead enthalten sind Kosten für 
Infrastruktur (Büro, Energie, digitale Infrastruktur), zentrale 

Verwaltungskosten (etwa Caritasumlage, Betriebsrat, IT-Service), Fahrtkosten 
(insbesondere für die Energiesparberatung), bundesland- bzw. losspezifische 
Öffentlichkeitsarbeit und Abrechnung und Controlling. 

Die detaillierte Kostenstruktur war Bestandteil eines Vergabeverfahrens und variiert 
zwischen den Losen. Um regionale Nachfragedynamiken bedienen zu können wurde für 
die Kalkulation auf der gesamten Fallkosten auf die jeweils höchsten Preisbestandteile 
zurückgegriffen (Erstberatung inklusive Administration Los Ost 301 Euro; 
Energiesparberatung inklusive Administration Los Mitte 414 Euro). In die Pauschale sind 
auch anteilig Kosten für Dolmetschleistungen und sonstige unvorhersehbare Leistungen 
eingepreist (10 Euro). Die Pauschalen werden jährlich gemäß der Inflation valorisiert. Die 
Wertanpassung erfolgt zum 1. Jänner des Kalenderjahres basierend auf den im Vorjahr 
veröffentlichten Indexzahlen des jeweiligen Verbraucherpreisindex (VPI) (im Vergleich 
zum Vorvorjahr).  

Mit den im KSP beantragten Mitteln ergibt sich folgendes Mengengerüst für die 
Beratungen inkl. Inflationsanpassung:  

Jahr 2027 2028 2029 2030 2031 2032 
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Vorläufiger umfassender Zeitplan, innerhalb dessen diese Kosten voraussichtlich 
anfallen werden 

Indikativer Zeitplan: 

2027: 5.040.000 Euro 

2028: 5.040.000 Euro 

2029: 5.040.000 Euro 

2030: 5.040.000 Euro 

2031: 4.200.000 Euro 

2032: 2.520.000 Euro 

Angaben über den nationalen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahmen und 
Investitionen 

Die nationale Kofinanzierung beträgt 25 Prozent des gesamten Fördervolumens 

Angaben dazu, welche Finanzierung aus anderen Unionsinstrumenten im 
Zusammenhang mit derselben Komponente vorgesehen ist oder vorgesehen werden 
könnte 

Eine Finanzierung aus anderen EU-Mitteln ist nicht vorgesehen. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

n/a 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Die Kosten der Beratungen sind aus Monitoring und Evaluierung ähnlicher Förderungen 
übernommen. Weitere Evaluierungen durch externe Institutionen können in die 
Festlegung der Kostenschätzung miteinfließen. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C1.D.I4 Energieberatung Q1 2027 Q4 2032 26.880.000  5.040.000  5.040.000  5.040.000  5.040.000  4.200.000 2.520.000  



 

Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan  129 of 232 

2.1.2.4.5 Begründung für die Unterstützung anderer Einrichtungen als 
benachteiligte Haushalte, benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte 
Verkehrsnutzer (falls zutreffend) 

 

n/a 

2.1.2.4.6 Additionalität 

Die Förderung ersetzt keine regelmäßigen nationalen Ausgaben. Die Mittel des KSF 
ermöglichen eine Neuauflage eines Programms zur Beratung zum Energiesparen in 
benachteiligten Haushalten. 

2.1.2.4.7 Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

EU-Vorschriften und Beihilfenrecht werden befolgt 
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2.1.3 Geschätzte Gesamtkosten der Komponente C1 

Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen 

 

Tabelle zu den geschätzten Kosten der Komponente 

TOTAL  SCF contribution Transfer from Shared 
management programmes 

National public contribution Share of the National 
Contribution (= National 
public/Total)  

465.880.000  
 

349.410.000 n/a 116.470.000,00 25.00% 

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis (Datum) Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C1.A.I1 
Sanierung von Häusern 
für Schutzbedürftige 

Q1 2027 Q2 2032 30.000.000 0 0 0 9.000.000 6.800.000 8.200.000 6.000.000 

C1.B.I2 
Kesseltausch für 
benachteiligte 
Haushalte 

Q1 2027 Q2 2032 310.500.000    54.000.000  67.500.000  67.500.000  67.500.000  54.000.000 0 

C1.A.I3 Sanierung MGW Q1 2027 31.07.2032 98.500.000 0 2.400.000 4.800.000 42.050.000 42.050.000 4.800.000 2.400.000 

C1.D.I4 Energieberatung Q1 2027 Q4 2032 26.880.000   5.040.000 5.040.000 5.040.000 5.040.000 4.200.000 2.520.000 



 

Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan  131 of 232 

2.1.4 Etappenziele und Zielwerte der Komponente C1 

Tabelle mit Informationen zu Meilensteinen, Zielen und dem Zeitplan für deren Erreichung für die Komponente 

Seq. number Measure/ 
Investment 

Milestone/ 
Target 

Milestone/Target name Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C1.A.I1.1.2026Q4 C1.A.I1 E Veröffentlichung des Informationsblatts, das alle wichtigen 
Informationen und Förderungskriterien der 
gegenständlichen Investition enthält  

   Q1 2027 

C1.A.I1.2.2029Q4 C1.A.I1 Z Anzahl der Gebäude, die anderweitig energetisch 
renoviert wurden 

Anzahl der Gebäude 0 35 Q4 2029 

C1.A.I1.3.2032Q2 C1.A.I1 Z Anzahl der Gebäude, die anderweitig energetisch 
renoviert wurden 

Anzahl der Gebäude 35 75 Q2 2032 

C1.C.I2.1.2026Q2 C1.C.I2 M Inkrafttreten des Energiearmutsdefinitons-Gesetzes    2026 Q2 

C1.C.I2.2.2028Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 0 2.000 2028 Q4 
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C1.C.I2.3.2029Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 2.000 4.500 2029 Q4 

C1.C.I2.4..2030Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 4.500 7.000 2030 Q4 

C1.C.I2.5..2031Q4 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte 7.000 9.500 2031 Q4 

C1.C.I2.6.2032Q3 C1.C.I2 T Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens einer 
strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer Emissionen im 
Gebäudesektor profitiert haben 

Anzahl der Haushalte  9.500  11.500 2032 Q2 

C1.A.I1.1.2026Q4 C1.A.I3 E Veröffentlichung des Informationsblatts, das alle wichtigen 
Informationen und Förderungskriterien der 
gegenständlichen Investition enthält  

   Q1 2027 

C1.A.I1.2.2028Q4 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

0 740 Q4 2028 

C1.A.I1.3.2029Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

740 1.480 Q2 2029 
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C1.A.I1.4.2030Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

1.480 1.780 Q2 2030 

C1.A.I1.5.2031Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

1.780 2.080 Q2 2031 

C1.A.I1.6.2032Q3 C1.A.I3 Z Anzahl der Gebäude und Wohnungen, die anderweitig 
energetisch renoviert wurden 

Anzahl der 
Gebäude/Wohnungen 

2.080 2.380 Q2 2032 

C1.D.I4.1.2027Q1 C1.D.I4. E Veröffentlichung Förderleitfaden    2027 Q1 

C1.D.I4.2.2029Q4 C1.D.I4 Z Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens 
einer strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer 
Emissionen im Gebäudesektor profitiert haben 

Haushalt 0 12.000  2029 Q4 

C1.D.I4.3.2032Q2 C1.D.I4 Z Anzahl der benachteiligten Haushalte, die von mindestens 
einer strukturellen Maßnahme zur Verringerung ihrer 
Emissionen im Gebäudesektor profitiert haben 

Haushalt 12.000 25.000 2032 Q2 
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2.1.5 Szenario für den Fall eines späteren Beginns des 
Emissionshandelssystems 

n/a 
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geben, welche in der Studie des Österreichischen Institut für Raumplanung (ÖIR) 
identifiziert werden. 

Nach einer formellen Bewertung durch eine unabhängige Expertenjury werden die 
Projekte entsprechend ihrer Bewertung zur Förderung vorgeschlagen, sofern sie innerhalb 
des verfügbaren Budgets liegen. Projekte, die anschließend einen Fördervertrag erhalten, 
werden dann gemäß dem genehmigten Antrag umgesetzt und einem ständigen 
Monitoring unterliegen. 

 

Erläuterung, wie mit der Maßnahme oder Investition gegen geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten vorgegangen werden soll 

Der Führerscheinbesitz ist in Österreich zwischen den Geschlechtern immer noch ungleich 
verteilt. Die Niederösterreichische Mobilitätserhebung 2018 zeigt beispielsweise, dass 
92% der Männer, aber nur 84% der Frauen einen Führerschein besitzen, ein Unterschied, 
der vor allem auf die Generation über 64 Jahre zurückzuführen ist. Damit sind 
insbesondere Frauen über 64 Jahren für längere Fahrten auf den ÖV oder andere 
Personen angewiesen. 

In verschiedengeschlechtlichen Paarhaushalten werden in Österreich immer noch 2/3 der 
Kinderbetreuung von Frauen geleistet. Diese übernehmen Hol- und Bringdienste. Auch 
geben Frauen an, häufiger unter Zeitdruck zu sein.  Frauen arbeiten häufiger in Teilzeit, 
u.a. um Betreuungspflichten nachzukommen, und sind aufgrund der kürzeren täglichen 
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Lfd. Nr Maßnahme
/Investition 

Etappenziel
/Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C2.F.I1.1.2027Q2 C2.F.I2 E 1. Ausschreibung veröffentlicht    2027 4 

C2.F.I1.2.2032Q2 C2.F.I2 Z Bestellung emissionsfreier Fahrzeuge Anzahl emissionsfreier 
Fahrzeuge 

0 324 2032 2 
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Warum wurde dieses spezifische Etappenziel oder diese spezifische Zielvorgabe 
gewählt? 

Das Etappenziel 1 definiert den Start der 1. Ausschreibung des Förderprogramms. Mit dem 
Zielwert wird der Umsetzungsstand gemessen. 

Was wird mit dem Etappenziel oder der Zielvorgabe gemessen? 

Mit dem Etappenziel wird der Start der 1. Ausschreibung gemessen. 

Mit dem Zielwert wird der Kauf von 324 emissionsfreien Bussen gemessen. 

Wie wird dies gemessen, welche Methode und welche Quelle werden verwendet und 
wie wird das ordnungsgemäße Erreichen des Etappenziels oder der Zielvorgabe objektiv 
überprüft? 

Das Etappenziel wird durch die Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen auf der 
Webseite der Abwicklungsagentur nachgewiesen. Der Ausschreibungsleitfaden liegt vor.  

Der Zielwert wird durch die Vorlage der Zulassungsscheine der gekauften emissionsfreien 
Busse nachgewiesen. Zulassungsscheine haben sich auch als Kaufnachweis beim RRF 
bewährt: sie erwähnen Fahrzeugtyp und Besitzer des Fahrzeugs 

Was ist das Ausgangsszenario (Ausgangspunkt) und welches ist das Niveau oder der 
spezifische Punkt, das bzw. der erreicht werden soll? 

Der Ausgangspunkt sind null geförderte Fahrzeuge. 

Das zu erreichende Niveau sind 324 geförderte Fahrzeuge. 

Bis wann wird es bzw. er erreicht (nach Quartal und Jahr)? 

Der letzte Zielwert wird im Einklang mit Art. 6(1)h bis Q2/2032 erreicht. 

Wer und welche Einrichtung ist für die Durchführung, Messung und Berichterstattung 
zuständig? 

Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur (BMIMI) 
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Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

Die Investition soll dazu beitragen, die zusätzlichen Kosten für Busse (und die 
Investitionskosten für die Infrastruktur) teilweise zu decken (bis zu 60 % der Mehrkosten). 
Folglich werden private Finanzierungsquellen einen wesentlichen Anteil an den 
Gesamtkosten des Projekts tragen. 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Basiert auf Erfahrungen einer vorhergehenden Förderung 2022-2026 und sind daher 
plausibel. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C2.F.I2 EBIN KSF 1.1.2026 30.06.2032 173.336.000  
 

 45.304.000 45.304.000 37.424.000 29.544.000 7.880.000 7.880.000 
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2.2.2.1.5 Begründung für die Unterstützung anderer Einrichtungen als 
benachteiligte Haushalte, benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte 
Verkehrsnutzer (falls zutreffend) 

 

n/a 

2.2.2.1.6 Additionalität 

Die Förderung ersetzt keine regelmäßigen nationalen Ausgaben. 

2.2.2.1.7 Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

Die EU-Beihilfevorschriften werden eingehalten. 
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Lfd. Nr Maßnahme
/Investition 

Etappenziel
/Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C2.F.I2.1.2026Q3 C2.F.I2 E 1. Ausschreibung veröffentlicht    2027 Q4 

C2.F.I2.2.2030Q2 C2.F.I2 Z Bestellung emissionsfreier Nutzfahrzeugen Anzahl emissionsfreier 
Fahrzeuge 

0 1338 2032 Q2 
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Vorläufiger umfassender Zeitplan, innerhalb dessen diese Kosten voraussichtlich 
anfallen werden 

Die 1. Ausschreibung soll 2027 starten.  

Aus heutiger Sicht könnten im Zeitraum von 2027 bis 2031 Ausschreibungen stattfinden. 
Die tatsächlichen Kosten werden mit etwas Zeitverzug anfallen (es handelt sich um ein De-
Minimis Förderprogramm). 

Angaben über den nationalen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahmen und 
Investitionen 

Die nationale Kofinanzierung beträgt 25 Prozent des gesamten Fördervolumens 

Angaben dazu, welche Finanzierung aus anderen Unionsinstrumenten im 
Zusammenhang mit derselben Komponente vorgesehen ist oder vorgesehen werden 
könnte 

Eine Finanzierung aus anderen EU-Instrumenten ist derzeit weder geplant noch 
vorgesehen. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

Die Investition soll dazu beitragen, die zusätzlichen Kosten für Nutzfahrzeuge (und die 
Investitionskosten für die Infrastruktur) teilweise zu decken (voraussichtlich bis zu [30%] 
der Investitionskosten). Folglich werden private Finanzierungsquellen einen wesentlichen 
Anteil an den Gesamtkosten des Projekts tragen 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Basiert auf Erfahrungen einer vorhergehenden Förderung 2022-2026 und sind daher 
plausibel. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C2.F.I2 ENKU 1.1.2026 30.06.2032 20.000.000  5.225.000 5.225.000 4.319.000 3.412.000 908.000 908.000 



 

162 von 232 Technischer Erstentwurf: Klima-Sozialplan 

2.2.2.2.5 Begründung für die Unterstützung anderer Einrichtungen als 
benachteiligte Haushalte, benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte 
Verkehrsnutzer (falls zutreffend) 

 

n/a 

2.2.2.2.6 Additionalität 

Die Förderung ersetzt keine regelmäßigen nationalen Ausgaben. 

2.2.2.2.7 Einhaltung der EU-Beihilfevorschriften 

Die EU-Beihilfevorschriften werden eingehalten. 
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Lfd. Nr Maßnahme
/Investition 

Etappenziel
/Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C2.G.I3.1.2026Q4 C2.G.I3 E Förderleitfaden erstellt und Einreichung für Förderanträge 
geöffnet 

   2027 Q1 

C2.G.I3.2.2030Q4 C2.G.I3 Z Genehmigte Projekte für spezielle Fahrradinfrastruktur Anzahl genehmigter 
Projekte 

0 10 2028 Q4 

C2.G.I3.3.2032Q2 C2.G.I3 Z Unterstützte spezielle Fahrradinfrastruktur Länge in km 0 140 2032 Q2 
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Budgetvolumen wurde jedoch bereits im Jahr 2025 zur Gänze für Projektgenehmigungen 
ausgeschöpft und die Möglichkeit zur Fördereinreichung wurde bereits geschlossen.    

Die Details zu vorgesehenen Förderwerbern, Fördervoraussetzungen, 
Fördergegenständen, förderfähigen Kosten, Fördersätzen, etc. wären dem GAP-
Strategieplan zu entnehmen unter: 
https://www.bmluk.gv.at/themen/landwirtschaft/gemeinsame-agrarpolitik-
foerderungen/nationaler-strategieplan/aktuelle-planversion.html 

 

Die Auswahlkriterien sind unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://dfp.ama.at/media/oytaxvs0/auswahlkriterien-projektmassnahmen-gsp_version-4-
0.pdf    

Es ist nicht ausgeschlossen, dass eine Gemeinde sowohl die Voraussetzungen für eine 
ELER-Kofinanzierung (insbesondere Umsetzung im ländlichen Raum) wie auch die 
Voraussetzungen für eine KSF-Kofinanzierung (insbesondere Mobilitätsarmut und Inhalte 
s.o.) erfüllt, d.h. eine Gemeinde kann sowohl ein bereits genehmigtes Projekt (gemäß 
GAP-Strategieplan 73-14) umsetzen, wie auch ein neues Projekt zur Förderung im Rahmen 
des KSF einreichen. Dabei handelt es sich aber immer um zwei oder mehr unterschiedliche 
Projekte.  

Allfällige detaillierte Auswahlkriterien für KSF-Investitionen sind im Rahmen des zu 
erarbeitenden Förderleitfadens auszuarbeiten. 

Angaben zur geplanten Finanzierung aus privaten Quellen und gegebenenfalls dazu, 
welche Hebelwirkung angestrebt wird; 

Der Bau und die Finanzierung der Rad- und Fußinfrastruktur werden von öffentlichen 
Stellen übernommen. Eine private Finanzierung ist nicht vorgesehen. 

Begründung der Plausibilität und Vertretbarkeit der geschätzten Kosten, 
erforderlichenfalls unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 

Die Baukosten für die Rad- und Fußverkehrsinfrastruktur in Österreich unterscheiden sich 
regional topografischer Besonderheiten. Die geschätzten Kosten basieren auf 
Erfahrungswerten einerseits aus der Abwicklung der Förderinitiative klimaaktiv mobil 
sowie aus den von den Bundesländern eingemeldeten Bedarfen gemäß 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen  

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab (Datum) Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C2.G.I3 Rad- und 
Fußverkehrsinfrastruktur  

1.1.2027 30.06.2032 100.000.000    5.000.000 10.000.000 15.000.000. 35.000.000. 35.000.000 
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2.2.3 Geschätzte Gesamtkosten der Komponente C1 

 

Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen 

 

Tabelle zu den geschätzten Kosten der Komponente 

TOTAL  SCF contribution Transfer from Shared 
management programmes 

National public contribution Share of the National 
Contribution (= National 
public/Total)  

293.336.000 220.002.000 n/a 73.334.000 25% 

 

  

Lfd. Nr. Maßnahme oder 
Investition 

Ab 
(Datum) 

Bis (Datum) Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C2.F.I2 EBIN KSF 1.1.2026 30.06.2032 173.336.000  
 

 45.304.000 45.304.000 37.424.000 29.544.000 7.880.000 7.880.000 

C2.F.I2 ENKU 1.1.2026 30.06.2032 20.000.000  5.225.000 5.225.000 4.319.000 3.412.000 908.000 908.000 

C2.G.I3 Rad- und 
Fußverkehrsinfrastruktur  

1.1.2027 30.06.2032 100.000.000   5.000.000 10.000.000 15.000.000. 35.000.000. 35.000.000 
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2.2.4 Etappenziele und Zielwerte der Komponente C2 

Tabelle mit Informationen zu Meilensteinen, Zielen und dem Zeitplan für deren Erreichung für die Komponente 

Seq. number Measure/ 
Investment 

Milestone/ 
Target 

Milestone/Target name Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C2.F.I1.1.2027Q2 C2.F.I1 E 1. Ausschreibung veröffentlicht    2027 Q4 

C2.F.I1.2.2032Q2 C2.F.I1 Z Bestellung emissionsfreier Fahrzeuge Anzahl emissionsfreier 
Fahrzeuge 

0 324 2032 Q2 

C2.F.I2.1.2026Q3 C2.F.I2 E 1. Ausschreibung veröffentlicht    2027 Q4 

C2.F.I2.2.2030Q2 C2.F.I2 Z Bestellung von emissionsfreier Nutzfahrzeuge Anzahl emissionsfreier 
Fahrzeuge 

0 1338 2032 Q2 

C2.G.I3.1.2026Q4 C2.G.I3 E Förderleitfaden erstellt und Einreichung für Förderanträge 
geöffnet 

   2026 Q4 

C2.G.I3.2.2030Q4 C2.G.I3 Z Genehmigte Projekte für spezielle Fahrradinfrastruktur Anzahl genehmigte 
Projekte 

0 10 2030 Q4 
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C2.G.I3.3.2032Q2 C2.G.I3 Z Unterstützte spezielle Fahrradinfrastruktur Länge in km 0 140 2032 Q2 
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2.2.5 Szenario für den Fall eines späteren Beginns des 
Emissionshandelssystems 

n/a 
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Lfd. Nr Maßnahme
/Investition 

Etappenziel
/Zielwert 

Bezeichnung Quantitative indicator (target) Timeline for 
achievement 

Unit 
of measure/investment 

Baseline Goal Year Quarter 

C4.TA.A1.1.2027Q2 C4.TA.A1 E Fair Transition Observatory: Kick-off     2027 Q2 

C4.TA.A12.2031Q1 C4.TA.A1 E Fair Transition Observatory: Die relevanten Indikatoren für 
die zweijährliche Berichterstattung über 
Durchführungsfortschritte wurden an die koordinierende 
Stelle berichtet 

   2031 Q1 

C4.TA.A1.3.2032Q2 C4.TA.A1 E Fair Transition Observatory: Schlussbericht    2032 Q2 

C4.TA.A1.4.2031Q1 C4.TA.A1 E Veröffentlichung Arbeitsprogramm 2031 der 
Koordinierungsstelle zur Bekämpfung von Energiearmut 

   2031 Q1 

C4.TA.A1.5.2027Q2 C4.TA.A1 E Ausarbeitung einer Kommunikationsstrategie für den KSP    2027 Q2 

C4.TA.A1.6.2027Q2 C4.TA.A1  Erstellung einer Prüfstrategie und Risikomatrix    2027 Q1 

C4.TA.A1.7.2027Q4 C4.TA.A1 E Einführung eines Monitoring- und Evaluierungssystem 
sowie Erweiterung der Berichterstattung zu den 

   2027 Q4 
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kontraproduktiven Maßnahmen u.a. im Gebäude- und 
Verkehrssektor 

C4.TA.A1.8.2032Q2 C4.TA.A1 E Abschlussbericht über das Einhalten des Ziels zu 
kontraproduktiven Maßnahmen gemäß NEKP 

   2032 Q2 
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Die Kosten für die kea basieren auf Erfahrungswerten aus bisher durchgeführten 
Arbeitsprogrammen 

3. Erstellung und Durchführung einer Kommunikationsstrategie für den 
Klimasozialplan, Stakeholdermanagement und zielgerichtete Ansprache von 
Zielgruppen und Multiplikator:innen im Sinne einer effektiven Implementierung des 
KSP 

Die Kosten basieren auf Erfahrungswerten der kea und des BMLUK bezüglich der 
Kampagnen zum Kesseltausch 

4. Prüfstrategie, Durchführung von System und Substanzprüfungen 

Die Kosten basieren auf Erfahrungswerten in der Abwicklung des Aufbau- und 
Resilienzplans. 
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Tabelle zu den geschätzten Kosten der Maßnahmen und Investitionen 

 

 

Lfd. Nr. Maßnahme oder Investition 
Ab 
(Datum) 

Bis 
(Datum) 

Betrag 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 

C4.TA.A1 

Technische Hilfe für die Durchführung, 
Evaluierung und Kommunikation der 
Maßnahmen im österreichischen 
Klimasozialplan 

1.1.2026 31.12.2032 11.172.439 307.019 1.477.570 1.477.570 1.477.570 1.477.570 2.477.570 2.477.570 
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